
Und es ist keineswegs so, wie es die AfD und die 
Union gerne behaupten, dass die Menschen in der Grund-
sicherung grundsätzlich nicht arbeiten wollten oder 
�faul� seien

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das hat keiner 
gesagt!)

und wenn man die Leistungen bloß genug kürze, plötz-
lich alle Leute in Arbeit seien. Den Eindruck hat man ja, 
wenn man Ihnen so zuhört. Das ist nicht nur ein absolut 
absurdes Menschenbild, das Sie da an den Tag legen, 
sondern es widerspricht auch völlig der Realität.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Die übergroße Mehrheit der Menschen, die länger als 
ein Jahr arbeitslos sind, haben zum Beispiel gesundheit-
liche Einschränkungen und können ihren Beruf nicht 
mehr ausüben. Die Statistik zeigt außerdem, dass es vor 
allem für ältere Menschen und zum Beispiel auch für 
Alleinerziehende sehr schwer ist, wieder in Arbeit zu 
kommen. Hier geht es doch darum, zu empowern, zu 
qualifizieren, umzuschulen und neue Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, damit Menschen mit gesundheitlichen 
Einschränkungen vermittelt werden können und Kinder 
auch für Alleinerziehende nicht zur Armutsfalle werden. 
Und genau dafür schaffen wir mit dem Bürgergeld neue 
Instrumente und Möglichkeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Der Kern der Reform ist, dass wir dafür sorgen wollen, 
dass Menschen in allen Lebenslagen mit Respekt und auf 
Augenhöhe begegnet wird, dass sie da abgeholt werden, 
wo sie stehen, dass neue Wege mit den Menschen ge-
meinsam erarbeitet werden und nicht gegen sie, dass 
wir ihnen grundsätzlich mit Vertrauen begegnen und 
dass wir nicht immer überall erst mal Misstrauen säen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das ist kein 
Misstrauen!)

Das ist nicht nur was Neues für Sie, werte Kolleginnen 
und Kollegen, sondern auch für unsere Sozialgesetz-
gebung. Deswegen ist das Bürgergeld wirklich eine 
grundlegende Reform, mit der wir etwas Neues anstoßen.

Ich freue mich sehr auf das parlamentarische Verfah-
ren, um das wirklich sehr gute Gesetz noch besser zu 
machen.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Och, dann wird es 
�noch besser�!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:

Nächster Redner: für die CDU/CSU-Fraktion 
Dr. Markus Reichel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zunächst einmal, Frau Klose, muss ich sagen, 
dass Sie als Allererste hier in der Debatte das Wort �Faul-
heit� verwendet haben.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee, das stimmt nicht!)

Das ist bestimmt kein Beitrag zum Kulturwandel, den wir 
hier brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU � Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut!)

Ich möchte auch Herrn Kober sagen: Sie haben uns ja 
den Ratschlag gegeben, wir sollen mal die Gesetzestexte 
und Begründungen lesen. Ich habe das sehr wohl auch 
schon vorher gemacht, und ich habe dann endlich auch 
mal die Antwort darauf gefunden, wieso das Bürgergeld 
eigentlich Bürgergeld heißt. Denn das Bürgergeld heißt 
Bürgergeld, weil es die Bürger am Ende eine ganze 
Menge Geld kosten wird.

(Zurufe von der FDP: Oah! � Lachen bei Ab-
geordneten der SPD)

Was mir in der Debatte hier wirklich fehlt, ist die Per-
spektive derer, die dafür über ihre Steuern am Ende Geld 
bezahlen werden. Für die ist der Gesetzentwurf, so wie er 
vorliegt, eine Zumutung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich denke hier mal an die Verkäuferin, zum Beispiel in 
meiner Stammbäckerei in Dresden, die jeden Morgen 
zuverlässig zur Arbeit geht und natürlich auch erwartet, 
dass jemand, der vielleicht gerade keine Arbeit hat,

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

dieselbe Bereitschaft und Zuverlässigkeit aufbringt. 
Diese Verkäuferin hat aber nicht die Möglichkeit, zu ih-
rem Chef zu sagen: Ich habe jetzt mal sechs Monate 
Vertrauenszeit. Nun komm mir mal bitte nicht mit der 
Erinnerung an meine Pflichten.

(Beifall bei der CDU/CSU � Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Ja! Sehr gutes Beispiel! � Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da lacht der Herr Frei auch noch! In was für 
einem Leben leben Sie eigentlich?)

Präsidentin Bärbel Bas:

Herr Dr. Reichel, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
oder -bemerkung von Herrn Kober aus der FDP-Frakti-
on?

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Bitte schön, Herr Kober.

Pascal Kober (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kol-

lege Dr. Reichel, vielen Dank, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen. � Sie sprechen die Kosten an, die von 
den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zu decken sind, 
um die Leistungen des Sozialgesetzbuches II, künftig 
Bürgergeld, zu finanzieren. Sie haben gesagt, auch Sie 
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haben den Gesetzentwurf gelesen. Ich empfehle Ihnen 
zum Beispiel die Lektüre des Bundesverfassungs-
gerichtsurteils von 2014, in dem noch mal eindeutig klar-
gestellt worden ist, dass in unserem Land das Existenz-
minimum gewährleistet ist und gewährleistet bleiben 
soll.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und zwar für alle!)

Damit möchte ich Sie fragen: Wenn Sie aus den Reihen 
Ihrer Fraktion immer wieder betonen, dass der Inflations-
ausgleich wichtig und richtig ist, und Sie sich gleichzeitig 
zum Grundgesetz und zu Verfassungsgerichtsurteilen be-
kennen, an welcher Stelle möchten Sie dann wirklich 
dieses Sozialleistungssystem infrage stellen? Ich finde 
es nicht in Ordnung, dass Sie hier eine Diskrepanz auf-
machen zwischen sozialen Rechten, die Sie nicht benen-
nen, auf der einen Seite und den Kosten für den Steuer-
zahler auf der anderen Seite, und ich frage Sie, wie Sie 
diesen Widerspruch auflösen wollen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN � Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Er hat doch gerade über die Vertrauens-
zeit gesprochen! � Zuruf des Abg. Kai 
Whittaker [CDU/CSU])

Dr. Markus Reichel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank für Ihre Zwi-

schenfrage. � Wir müssen das einmal miteinander aus-
diskutieren. Es ist natürlich jetzt nicht hilfreich, wenn 
wir uns wechselseitig verschiedene Lektürevorschläge 
geben.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das Grundgesetz zu 
lesen, ist ein guter Vorschlag! � Matthias W. 
Birkwald [DIE LINKE]: Wer lesen kann, ist 
klar im Vorteil! � Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Punkt, den wir in dieser Debatte herausarbeiten, ist 
folgender: Niemand stellt doch hier � ich wüsste nieman-
den � die Erhöhung der Regelsätze infrage.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

� Ich weiß nicht, wieso Sie da jetzt hier in so ein Geläch-
ter ausbrechen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihr habt es doch sel-
ber eben kritisiert!)

Es geht doch um eine Sache: Mit diesem Gesetzent-
wurf werden Sie eine ganze Reihe von Fehlanreizen ent-
weder einführen oder noch ausbauen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo denn?)

die im Ergebnis dazu führen werden, dass die Zahl der 
Berechtigten

(Saskia Esken [SPD]: Wo denn?)

endlos ausgeweitet werden könnte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denken wir an das Thema der überzogenen Vertrau-
enszeiten. Denken wir an das Thema der Sanktionen, die 
weit unter dem Niveau sein werden, das auch Sie als FDP 
erwartet haben. Das ist doch eine Einladung. Genau das 
sagt auch die Verkäuferin, von der ich gerade zu erzählen 
begann. Sie sagt: Wie ist denn das möglich?

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Wir 
müssen verhindern, dass sie ihren Job verliert!)

Ich muss mir doch die Frage stellen, was dann von meiner 
Disziplin und von meiner Zuverlässigkeit, mit der ich zur 
Arbeit gehe, noch übrig bleibt. Will ich da noch arbeiten, 
ja oder nein? Sie stellen das infrage. Deswegen sehen wir, 
dass wir entsprechende Zugänge in das Grundsicherungs-
system haben werden.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das wird die Steuerzahler eine Menge Geld kosten. Hier 
sind wir strikt dagegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage Ihnen auch: Wir reden jetzt in diesem wun-
derschönen Plenum. Ein Beispiel: Eine gute Bekannte 
von mir aus meinem Wahlkreis � Anna heißt sie � ist 
über private Probleme letzten Endes aus dem Arbeits-
prozess herausgefallen. Sie landete im Hartz-IV-System, 
hat sich dann in die Arbeit zurückgekämpft. Auch sie 
sagt: Natürlich will ich arbeiten, weil ich dazugehören 
will, weil ich teilhaben will.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])

Aber Leistung muss sich doch lohnen; sonst fehlt doch 
auch mir die Motivation. � Das ist das, was die Menschen 
vom Grundsicherungssystem erwarten, und Sie wenden 
sich davon jetzt konsequent ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir reden doch auch � jedenfalls ich habe es getan � 
intensiv mit den Mitarbeitern im Jobcenter. Die stimmen 
dem zu, dass wir hier falsche Anreize setzen, wenn das 
Bürgergeld so umgesetzt wird. Das können Sie doch nicht 
machen.

Auch die Verkäuferin wird am Ende darauf angewie-
sen sein, dass sie mehr netto hat, wenn sie arbeitet und 
zuverlässig zur Arbeit geht, als wenn sie das nicht tut. 
Hier werden wir ansetzen müssen, also nicht nur im Be-
reich des Bürgergeldes selber, sondern auch drum herum. 
Sie haben es ja angesprochen: Energiekostenbremse. 
Wann kommen wir denn endlich dazu, dass die Energie-
kostenlast tatsächlich gesenkt wird, und zwar nicht erst 
im März, sondern frühzeitig?

(Annika Klose [SPD]: Das hat doch jetzt mit 
dem Bürgergeld gar nichts zu tun!)

Denn jeder Euro Energiekosten mehr bedeutet eben auch 
etwas weniger Lohnabstand. Wieso werden die Sozial-
versicherungsbeiträge im nächsten Jahr grosso modo für 
alle anzusteigen beginnen, was dann wiederum den 
Lohnabstand senkt? So können Sie die Politik zur Erhal-
tung des Grundsicherungssystems nicht machen.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Wir stehen für einen aktivierenden Sozialstaat und 
nicht für einen alimentierenden Sozialstaat.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:

Nächster Redner: für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP � Abg. Wolfgang Dr. Strengmann-Kuhn 
[Bündnis 90/Die Grünen] geht mit einem Buch 
zum Rednerpult � Zuruf von der SPD: Lektü-
re!)

� Ich hoffe nicht, dass die Rede so lang wird, wenn Sie 
aus dem Buch vorlesen.

(Heiterkeit)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Nein, keine Sorge. � Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Es ist wirklich ätzend, wie sich die 
Argumentationsmuster der beiden rechten Parteien hier 
ähneln.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!)

Sie von der Union sollten einmal darüber nachdenken, ob 
das wirklich Sinn macht. Solche unsachlichen Argumen-
te, wie ich sie heute gehört habe, sind wirklich ein großes 
Problem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP � Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Was haben Sie eigentlich für 
ein Demokratieverständnis? � Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Das ist doch Quatsch!)

Eins dieser unsachlichen Argumente ist der Vorwurf, 
das Bürgergeld wäre ein bedingungsloses Grundeinkom-
men.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: �Ist auf dem Weg 
dahin!� Hören Sie doch mal zu!)

Sie machen dabei gleich zwei Fehler; Sie machen einen 
Doppelfehler.

Erstens. Ein Grundeinkommen ist eine Leistung, die 
ohne Bedürftigkeitsprüfung gezahlt wird. Das hat übri-
gens viele Vorteile, auf die ich jetzt aus Zeitgründen gar 
nicht eingehen kann. Deswegen empfehle ich insbeson-
dere Ihnen von der Union dieses Buch hier von der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, also von einer Ihnen nahe-
stehenden Stiftung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP � Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: 
Sehr schön!)

Hier geht es um das Grundeinkommensmodell eines ehe-
maligen Ministerpräsidenten der Union. Lesen Sie das 
einmal; dann wäre diese Debatte hier sachlicher.

Es gibt gute Gründe dafür. Deswegen haben wir Grü-
nen im Grundsatzprogramm beschlossen, dass das bedin-
gungslose Grundeinkommen eine Leitidee für uns ist.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, das passt zu 
Ihnen!)

Aber das Bürgergeld ist eine bedürftigkeitsgeprüfte Leis-
tung und ist gar kein Grundeinkommen. Da liegt Ihr 
Fehler Nummer eins.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP � Marc 
Biadacz [CDU/CSU]: Das ist der Einstieg! � 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Zuhören!)

Ein Vorteil des Grundeinkommens � da bin ich bei 
Ihrem Fehler Nummer zwei � ist, dass die Motivation, 
erwerbstätig zu werden, viel höher ist als im jetzigen 
Hartz-IV-System, weil die sogenannte Grenzbelastung 
viel geringer ist. Anders gesagt: Die Leute behalten bei 
einem Grundeinkommen mehr von ihrem Erwerbsein-
kommen. Das nicht zu sehen, ist Ihr zweiter Fehler. Ihr 
Vorwurf führt völlig ins Leere und ist falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Wir verfolgen mit der Einführung des Bürgergeldes 
tatsächlich auch das Ziel, dass mehr vom eigenen Ein-
kommen übrig bleibt. Das ist innerhalb des Grundsiche-
rungssystems nicht so einfach; aber wir bewegen uns auf 
diesem Weg. In dem Gesetzentwurf � das ist Ihnen viel-
leicht noch nicht aufgefallen � haben wir einen zentralen 
Punkt: Menschen, die mehr als 520 Euro verdienen, ha-
ben demnächst bis zu 48 Euro mehr im Monat � also von 
wegen weniger Anreize für Erwerbstätigkeit! Wir schaf-
fen mehr Anreize für Erwerbstätigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Und wir schaffen auch mehr Anreize für Weiterbildung 
durch die Einführung eines Weiterbildungsgeldes, und 
zwar nicht nur als Bestandteil des Bürgergeldes, sondern 
auch als Bestandteil der Arbeitslosenversicherung, damit 
sich mehr Menschen Weiterbildung leisten können.

Wir setzen auf Motivation. Sie setzen auf Sanktionen 
und Bestrafung. Das ist der Unterschied zwischen der 
Ampel und Ihnen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP � Marc Biadacz [CDU/CSU]: Fordern 
und Fördern!)

Präsidentin Bärbel Bas:

Nächste Rednerin: für die CDU/CSU-Fraktion Jana 
Schimke.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jana Schimke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Gäste auf der Besuchertribüne! Verehrter Minister 
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